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An den
Herrn Vorsitzenden
des 2.Senats des
Bundesverfassungsgeric~ts

7500 Karlsruhe 1

Stutlgart, den 16.September 1977

(DurchwJhll

Betr.:

Bezug:

Anl. :

Antrag der Frau Gudrun Ensslin und des
Herrn Arndt Müller vom ll.September 1977
auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung,
dem ~ltragsteller Müller zu gestatten,
mit der Antragstellerin Ensslin ungehin­
dert Verteidigergespräche zu führen

Schreiben des Bundesverfassungsgerichts
vom 13.September 1977, Az.: 2 BvQ 11/77

19 Mehrfertigungen '

(

,
Das Justizministerium Baden-Württemberg nimmt zu dem Antrag

auf Erlaß einer einstweiligen Ano~dnung wie folgt Stellung:

, .l.

1. Hans-Joachim DeI 1·~ 0 ~efindet sich seit dem I.September

1977 aufgrund des Haftbefehls des Ermittlungsrichters beim

Bundesgerichtshof vom 31.August 1977 (lBJs 80/77, 11 BGS ,

1116/77 und 11 BGS 1118/77) wegen Verdachts eines Vergehens

nach § 129 a StGB in der Vollzugsanstalt Heilbronn in Unter­

suchungshaft. Eine auf Rechtsanwältin Margarete K 0 n rad

in Ludwigsbaten ausgestellte Verteidigervollmacht, die vom

2.September 1977 datiert ist, befindet sich bei den Gefangenen­

personalakten.
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JolHllllle~ '1'h 1. 11I 11I e 1S t ::;eit dem 5.Hai 1977 aul'grund des

llaIthet'ehltides Erlllitt1ung~richt.ers beim Bunde~gerichtshof

VOIII gleichen 'l'uge(1 BJti 133/77 und 11 BGS 430/77) \~egen

Verdut'ht~ eiues Vergehen!; nuch ~ 129 a StGD in der Vollzugs­

ull~t<.lLtPl'orzheim als Un"tersucllungsgefangener untergebracht.

Nach einer schriftlichen MitteiLung des Ermittlungsrichters

heim BUlllle::;gerlchtsliofan die Vollzugsanstalt Pforzheim vom

9.August 1977 ist Rechtsanwalt Det1ef F e u erb 0 I' n

in NannheilllVerteidiger des Gerungenen. Eine Dauersprecher­

laubuis, die ebenl'alls vom 9.August 1977 datiert, liegt der

Anstalt vor.

Gudrun E n s s 1 i n befindet sich als Untersuchungsgefangene

in der Vollzugsanstalt Stuttgart aufgrund eines Haftbefehls

des Untersuchungsrichters beim Oberlandesgericht Stuttgart •

vom 6.Mai 1974 (OVU - 1/74). Sie wurde durch Urteil des Ober­

landesgerichts Stuttgart vom 28.April 1977 (2 StE 1/7l.t)wegen

I10rdes und anderen Delikten zu einer lebens·langen Freiheits­

strafe verurteilt. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig.

Eine Dauersprecher1aubni~ für Rechtsanwalt Arndt H ü 1 1 er,

die vom Oberlandesgerich't Stu ttgart am 23. Ol(tober 1975 ausge­

stellt ist, liegt bei den GefangeneIlperSol1alakten.

2. Nacll da". TerrQraps elllag in 1HitR ~\.lt:~errnDr. Hann~-?-Iartin': .' '; " : .; ~'~"~,'. ;!

Schleyer qnd ~~lpa Begleiterp~ 5,~eptemberI977 hat der
Ermi ttlUllgsricpter beim Bunr:lß~gpfl(H1tshof durch Beschluß

vom 6.September 1977 im Falle des Uptersuchungsgefangenen

Hans-Joachim D e 1 1 w 0 und Johannes T h i mm e u.a.

folgendes angeordnet:

"1. Jeglicher Besuch, auch soweit bereits gepehmigt,
entftillt. Dies gilt nicht für Verteidigerbesuche.
Soweit Besuche bereits genehmigt wurden, bleibt
die Genehmigung aufrechterhalten, jedoch wird
ihr Vollzug z';lnächstausgesetzt.

I) "........
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Da::iJU::itizmi.lllsterluRl Baden-\Viirttemberg hat die Leiter der

Vollzugsuu::itaLten Stuttgart, Hellbraun und Pforzheim ange­

'"iesen, u. a. bei den Untersuchungsgefangenen Gudrun

E n s s I in, Huns-Joachim Dei 1 w 0 und Johannes

T h i m UI e bis auf ,,,eiteres Verteidigerbesuche nicht mehr

zuzulassen. In allen Ftillen wurden die Anstaltsleiter aus--
driicklich darauf hingewiesen, daß die Anordnun~ auch für den

Fall zu beachten ist, daß ein Gerichtsbeschluß vorliegt oder

erlassen wird, der Verteidigerbesuche zuläßt.- -

( 3. Der Anordnung des Justizministeriums lagen folgende Tatsachen

zugrunde:

a) Die EntfUhrung von Dr.Hanns-Hartin Schleyer ist von der

Bande um den frÜheren Rechtsanwalt Siegfried H a a g ge­

plant und ausgefiihrt worden. Dies ergibt sich aus den

bei der Fest~ahme B a a g s, sich~rgestell,ten Papieren,
idl denendle 'EntfUbrung unter der Bezeichnung "Big Rausbol"

angesprochen ist.

•

(

b) Am 6.September 1977 ist dem Bundeskriminalamt ein Schreiben

des sogenannten "Kommandos Siegfried Hausner - RAFft zuge­

gangen, in dem es u.a. heißt:

"Am l-1ontag,den 5.September 1977 hat das Kommando
Siegfried BausDer den Präsidenten des Arbeitgeber­
verbandes und des Bundesv~rbandes der Deutschen

'" +. ~ d.'1S,:,F:ri ~/~~I:Hanns-Na,r-ri,!l"~§9tf 1e.ye:' ge ta"1ge~)genomme n •Zu den :a~'dangungep zu eIn·er Fre~ lassung w~ederholen
wir nochmals unsere erste Mitteilung an die Bundes­
regierung ••• Das ist die sofortige Einstellung aller
Fahndungsmaßnahmen - oder Schleyer wird sofort er­
schossen. Sobald die Fahndung gestoppt wird, läuft
Schleyers Freilassung unter folgenden Bedingungen:

1. Die Gefangenen aus der RAF ­
Andreas B a ade r
Gudrun E n s s 1 i n
Jan Kurl Ras p e
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Verenu B eck e r
Werner H 0 P P e
Karl-Heinz DeI 1 w 0
Banna K r a b b e
llernd R 0 e s n e r
Ingrid S c hub e r t
Irmgard M Ö 1 1 e r

werden im Austausch gegen Schleyer freigeLassen
und reisen aus in ein Land iurer Wahl.

Giinther S '0 n n e n b erg , der sei t l»einer
Festnahme wegen seiner Schußverletzung haftun­
fähig ist, wird sofort freigelassen •.• Günther
wird zusammen mit den zehn Gefangenen, mit denen
er sQ~ort zusammengebracht wird und sprechen kann,
ausreisen.

2. Die Gefangenen sind bis Mittwoch, 8.00 Uhr früb

MJf qßII! flughafen FrfHlffflirtzusammenzubr,ingen. Sie
h~uerr bij3 zu ihrem Apflug Hm 12.00 Uhr mi ttags jeder­
zei t uIid uneingeschränl~t die Möglichkeit, miteinander
zu sprechen •••

3. Natürlich sind wir auoh mit einem .Alternativ-Vor­
schlag der Gefangenen einverstanden •

• • • ,
6. Den konkreten Ablauf von Schleyers Freilassung legen

wir fest, sowie wir die Bestätigung der freigelas­
senen Gefangenen haben, daU sie nicht ausgeliefert
\~erden, und die Erklärung der Bundesregierung vor­
liegt, daß sie ,keine Auslieferung betreiben wird.
Wir gehen davon aus, daß Schmidt, nachdem er in
Stockholm demonstriert hat, wie schnell er seine
Entscheidung fällt, sich bemiihen wird, sein Verhält­
nis zu diesem fetten Magnaten der nationalen Wirt­
schaftsgram ebenso schnell zu klären."

c) In der Liste der Häftlinge, die freigepreßt werden sollen,

befinden sich weder SiegfriedH a ag noch verschiedene

andere Mitglieder seiner Bande; auch die Antragsteller

Bans-Joachiw DeI 1 w 0 und Johannes T h i m m ewerden

in diesem Schreiben nicht erwähnt.
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d) Verena D eck er, deren Freilassung in dem gena.nnten

Erpresserschreiben gefordert wird, war im Anschluß an die

Entfiih1'ullgvon Pete1' Lorenz in Berlin zusammen mi t anderen

Gefangenen freigelassen uno in den Siidjemen ausgeflogen

worden. Sie ist in die Bundesrepublil{ zuriickgeliehrt. Sie

steht im Verdacht, an der Ermordung des GenerallJundesam"alts

Buback und seiner beiden Begleiter beteiligt gewesen zu sein.

Verena B eck e r ist in Singen zusammen mit Günther

S 0 n n e n b erg nach einem Schußwechsel mit der Polizei,

bei dem auch zwei Polizeibeamte zum Teil schwer verletzt

worden sind, festgenommen worden; insoweit bat das Oberlandes-·

gericht Stuttgart inzwischen das HauptverfapreQ wegen versuch­

ten Mordes u.a. gegen sie eröffnet.

e) Es ist bekannt, daß zwischen den Häftlingen aus Terroristen­

kreisen ein gut funktionierender Kontakt über deren Verteidiger

besteht. 1nsO\"e1t ist beispielhaft auf das von den Rechtsan-
r

wälten G r 0 e n e W 0 1 d und Dr •. C r 0 iss a n t

unterhaltene "1nfo-Syst~m" ,sowie auf den Umstand hinzuweisen,

daß sich bei Hungers treil{·aktionen der in verschi edenen An-I

stalten und in verschiedenen Ländern untergebrachten Gefangenen

mehrfach ein abgestimmtes Verhalten ergeben bat, das nur über

die Verteidiger der Häftlinge hergestellt worden sein kann.

Im Hinblick auf diese Umstände hat das Justizministerium ange­

ordnet, daß ein Besuch von Verteidigern bei in den Vollzugsan­

stalten des Laudes einsitzenden Untersuchungs- und Strafgefangenen

aus dem Kreis terroristischer Ge\'lalttäter vorÜbergehend verboten

ist, bis die Entwicklung hinsichtlich der EntfUhrung von Dr.llanns­

Martin Schleyer so weit abgeklärt ist, daß aus den Besuchen der,

Verteidiger bei ihren Mandanten koine erheblichen Gefahren für

die Allgemeinheit mehr entstehen können. Gegen diese Anordnung

richten sich die vorliegenden Anträge auf Erlaß einer einst­

weiligen Anordnung.

•
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11.

Die iu S 3::lAus •.L llVeri'GGumschriebenen Voraussetzungeu fiir

den ErlaB eiuer eins th'eiLigen AlJorduung liegen dicht vor.

1. Ein Einschreiten des Bundesver1'assungsgerichts ist in der

Regel nicht drillgelldgeboten, \\Iennvorltiufiger Rechtsschutz

auch auf anderem Wege, insbesondere durch Anrufung der ordent­

lichen Gerichte erlangt werden kann (BVerfGE 37, 150, 151 m.\'1.N.).

Ein solcher Weg ist hier gegeben.

a) Bei der getroffellen NaHnahme handelt es sich um etHen

Justizverwal tungsal\t ilnVollzug der Untersuchungshaft,

gegen den nach Haßgabe der §§ 23 ff EGGVG Antrag auf

gerichtliche Entscheidung gestellt werden kann. tiber

den Antrag entscheidet nach § 25 Abs.I EGGVG ein Straf­

~ellut des Obe'rfuPdesgerichts, Nach § 29 Abs.2 EGGVG i.V •

mi t § 307 Abs. 2 StPO l{ann das Gericht oder der Vorsi tzende

anordnen, daß die Voll ziehung der angefochtenen Entschei­

dung auszusetzen Ist._ Nach der Rechtsprechung des Bundes­

verfassungsgerichts ist es durch Art.19 Abs.4 GG getloten,

die §§ 23 Xi EGGVG i.y. mit i 307 Abs.2 StPO dahingehend

auszulegen, daß auch 'schon vor der Entscheidung tiber eine

et\iaige förmliche Bescll\'lerdedurch die zuständige Auf­

sichtsbebörde beim Gericht die Anordnung der Aussetzung

des Vollzugs der beaQ~taDdeten Maßnahme beantragt werden

kann (BVerfGE 37, 150, 152). Solange von dieser Möglich­

l{eiteines vorläufigeri Rechtsschutzes durch Antrag an das

Oberlandesgericht auf Anordnung der Aussetzung des Voll­

zugs nicht Gebrauch gemacht worden ist, 1st der Erlaß

einer einstweiligen Anordnung durch das Bundesverfassungs­

gericht nicht dringend geboten (BVerfGE 37, 150, 153 f).

b) Das Bundesverfassungsgericht hat den Antrag auf Erlaß

einer einst\\ciligen Anordnung auch dannfLir zulässig

angesehen, \venn zwar di e NÖglichkei t der Abhi Ife· auf dem

-/-
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UechLsweg IJcstand, wcnn es sieil aber um eine Sache von gUllZ

besouderer Driuglichl,;ciL und veri'u.ssungsreclitlicher Bedeutung

handelte (BVerfGE 15, 77, 78 - Durchsuchungsbefehl gegen die

"Spiegel "-nedal\tio[l). Dieser Gesichtspunkt IHlnllim vorliegen­

den Verfahren schon deshalb nicht zum Tragen kOlllmen,weil die

Sache in ihrer Dringlichkeit und verfassungsrechtlichen Be­

deutung mit dem damaligen Fall nicht vergleichbar ist. Im

übrigen könnte die von den Antragstellern beantragte einst­

\ieilige Anordnung auch schon ueshalb nicht erlassen werden,

weil damit in unzullissiger Weise die Entscheidung in der

Hauptsache vorweggenommen wUrde (BVerfGE 15, 77, 78; 16,

220, 226). Eine dem Anliegen der Antragsteller in der Haupt­

sache - sofortige uneingeschränkte Zulassung von Verteidiger­

gesprächen - nur teilweise entsprechende einstweilige An­

ordnung \\'urdenicht beantragt. Aus dem Vortrag der Antrag­

steller ist auch nicht erkennbar, iu \ielcher l{eise eine solche

eingeschränkte einstweilige Anordnung erg~hen könnte. Die

Antragsteller haben nicht dargetan, daß es ihnen etwa uw die

mündliche Erörterung einer bestimmten, unaufschiebbaren

Einzelangelegenheit gehe •.

2. Der Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung kann auch aus

sachlichen GrUnden keinen Erfolg haben. Nach § 32 Abs.l BVerfGG

lHlllpeine' :ß~ps~we++ :igeAIlordnUIlg'~l-lr~rg~hen, wenn dies zur Ab-
\..•ehr SCh\ierer Nachtei le, zur Verhinderung drohender Gewalt

oder aus einem anderen wichtigen Grunde zum gemeinen liohl

dringend geboten ist. Bei PrUfung dieser Voraussetzungen ist

nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverf.assungsgerichts ein

strenger Maßstab anzulegen (vgl. z.B. BVerfGE 3, 41, 44; 39, 205,

208 f m.\i.N.). Hierbei haben die GrUnde, die der Antragsteller
,

fUr die Verfassungswidrigkeit des angegriffenen Hoheitsaktes

anfUhrt, grundsi.itzlich außer Betracht zu bleiben, es sei denn,

die Verfassungsbeschwerde erweist sich von vornherein als unzu­

lässig oder offensichtlich, unbegriindet (BVerfGE 3'i, 211, 211if).
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Das BundesverIassungsgericht muß vielmehr allein die Folgen

abwägen, die eintreten w [irden,wenn eiue einstwei1ige Anord­

nung niellt erginge, die Verfassungsbeschwerde aber Erfolg

hütte, gegeniiber den Nachteileu, die entstünden, \~enndie

begehrte einstweilige Anordnung erlassen würde, die Verfas­

sungsbesclH'Ierdein der Hauptsache aber erfolglos bliebe (vgl.

BVerfGE 29, 120, 123 m.w.N.).

3. Die nach diesen Grundsätzen gebotene Abwägung ergibt hier

folgendes:

a) Die Beeinträchtigung des Rechts eines Beschuldigten auf

freien Verkehr mit seinem Verteidiger ist - abstrakt

gesehen - ein nicht leichtzunehmender Eingriff in die

Rechte des Beschuldigten wie des Verteidigers. Dieser

Eingriff wird jedoch hier schon deshalb wesentlich

herabgemindert, weil es sich alle~VoraussictJt nach

um eine nur l(urzfristige Beschränkung handelt, die nur

für die Zeitspanne notwendig ist, in der die Gefahr einer

Freipressung qer in ~aft befindlichen Antragsteller be­

steht. Diese Beschränkung ist den Antragstellern ange­

sichts der gegebenen Umstün~e zumutbar.

Die Antragsteller haben auch lceinen besonderen Anlaß

dargetan, weshalb während der voraussichtlich kurzfristi­

gen Beschränkung des mündlichen Verteidigerkontaktes ein

spezieller Grund für Gespräche z\'Iischenden BeschUldigten

und ihren Anwälten bestehen soll. Falls besondere Maß­

nahmeu im Strafverfahren anstehen, könnte einer unzuwut­

baren Beschränlcung der Verteidigung auch auf andere 1'leise,

eÜla durch Verlegung einer Hauptverhandlung u.ä. begegnet

werden.

-/-
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Der Gcsundl1ei t..s~ust.alJd der i11 HaI t befindlic'l1en Antragsteller

erfordert l\elue VerteÜligerbesuclI.e. Die Antragsteller werdell
i1l deli Votlzugsanstal teu ärztlich betreut. 'vührend ihres Hun­

gerstreiks wurde be\Üesen, daß jede notwendige ärzt.liche Hilfe

ge\\'Ührt\\'ird.Andererseits war nichi zu er!{ennen, daß von Seiten

der Verteidiger etwas da~u beigetragen wurde, die Autragsteller

von iilrernselbstzerstörerischen Hungerstreik abzubringen.

b) DeUJgegenUber sprechen iiber\\'iegendeGründe gegen den Erlaß

der von den Antragstellern beant..ragten einstweiligen An­

ordnung.

Aus den oben unter I dargelegten Tatsachen ergibt sich die Ge­

:I.'ahr,daß q.l\nQI,4iei:.~qgeordnet~~:lJu.tr·~~lll:lldungvon Verteidiger­

besuc4en die Befreiung terrorls~isc~ef Gewalttliter erleichtert• , i
oder sogar erst ermöglicht '''Urde.Dem Schreiben der Geisel­

nehmer ist zu entnehmen, daß - zwangsläufig - größter 'fert

auf eine Kommunikationswöglichkeit z\\'is,.chenden Häftlingen

gelegt wird. Zwischen diesen muß insbesondere Einigkeit hin­

sichtlich eines etwaigen AufnahlUelandes hergestellt werden;

ohne Klärung dieser grundlegenden Frage }{ann die Befreiungs­

aktion nicht erfolgreich abgeschlossen werden. Da den Ge­

fangenen durch haftrichterliche Beschlüsse sämtliche Kommuni­

lrationsmöglichkei ten mi t Ausnahme der Verteidigerbesuche

abgeschnitten worden sind; könnte eine gemeinsame Willens­

bildung nur noch durch Vermittlung der Verteidiger herbei ge­

fUhrt ,\\'erclep";l)urch liIenAusscqlufl C!1-l'CQ dieser Högl i chkei t ,Ü rd. ' .. i . ' : . ;,: ".~ ,'

somit ßtne~eTfolgrefchen ~ u~4 a4cih raschen - Abschluß der
BefreiungsalitiQn errtgegengewirkt, wodurch vor allem auch

verhindert wird, daß von den Freigelassenen neue Mordan­

schllige und sonstige schwerste Verbrechen begangen werden,

von denen eine nicht zu begrenzende Zahl von Personen betrof­

fen sein könnte.

-/-
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Die Anordlluug des JU8ti znJinistcriulllsers treclit sich nicht

llUr <tur so 1ehe Wil' Li luge, die in dem ohell '"iedergegelJencn

Schreihen der Geiselnehmer uuIgeflil1rt sirid. Es muß nlimlich

dumi t gerechnet ,,,erden,dan die Freilassungsforderung jeder­

zeit auf \\'eiterein Haft befindliche terrori,stische Ge\Valt­

tUter erstreckt wird.

Zum selben Ergebnis bei der Beurteilung der Gefahrenlage ist

auch die Polizei gel(owwen, was dazu geführt hat, daß das

Bundeskriminalamt im Einvernehmen mit dem Bundesminister

des Innern die betroffenen Landesjustizverwaltungen am

6.September 1977 fernschriftllch dringend ersucht hat, ab

sofort jede Kommunikation zwischen den Häftlingen und ihren

Verteidigern zu unterbinden.

111.

Auf die Rechtmäßigkeit der vom JustizministeriUID angeord-,
neten Beschränkung des mUndlichen Verkehrs zwischen den

inhaftierten Antragstellern und ihren Verteidigern '"ird erst

im Hauptsacheverfahren näher einzugehen sein. Schon jetzt kann,
jedoch gesagt werden, daß diese Anordnung rechtmäßig ist.

'; I ): ~ "':, ~. ,"<,:Cl;. ! .:I,~' A.,l~, r :

1. Der ~OtdRHng ~es Justizml~t~teTlums steht der Beschluß

des ~rmi~~iungsrichters bQl,~qßd~sgerichtshof vom
•. : '. ' I".

6.September 1977 nicht entgegen, in dem Verteidigerbesuche

von dem sonst angeordneten Besuchsverbot ausgenommen wur­

den. Nach den Bestimmungen der Strafprozeßordnung kann

der Richter den freien Verkehr zldschen Verteidiger und

Mandant nur in Verbindung mit einem Verfahren auf Aus­

schließung eines Verteidigers gema §§ 138 a ff StPO unter­

binden. Im vorliegenden ZusammerJhang sind derartige Aus­

schlußverfahren nicht anhängig. Deshalb hatte der Richter

auch keine Höglichkeit, Verteidigerbesuche zu verhindern.
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Dies bedeutet jedoch uiellt, dan die LandesjusdÜzver\'1altul1g

iu gUliz l.Je~ondersgelagerteIl AU~llal1mefUlleIlaufgruud einer

nllgcllleiuen Rechtsgiiterab\vÜgung die Leiter der ihr nachge­

ordneteu VollzugsuIIstaLLen nicht anweisen könnte, voriiber­

gehend VerteidigerlJesuche nicht mehr zuzulassen. \Vie die oben

un tel' I 3 gesellil<.lertellUms tiinde zeigen, ulli/Hedie Ausi eht,

da!) das VerhUltnis zwischen Verteidiger und Haudallt ausnahms­

los und abschließend in der Strafprozeßordnung geregelt ist,

dazu fUhren, daß der Staat der ihm obliegenden Pflicht, das

Lebell seiner ßlirger zu schUtzen, nicht mehr gerechL werden

l"önll te.

2. Die Anordnung des Justizministeriums greift auch nicht in

unzulässiger lieise in Grundrechte der Antragsteller ein~ Die

~ru n{l:n.~Q}~te';&'HW,'9~~I;,Ei n ze ln.ßQ.';J1~pf;fll,'schranke nlos gew äh I'1eis tet.
Grundrechte Dritter und andere mit Verfassungsrang ausgestattete

Rechtswerte sind mit Rücksicht auf die Einheit der Verfassung

und die von ihr geschlitzte gesamte Wertordnung imstande, selbst

uneinschrärlkbare Grundrechte in einzelpen Beziehungen zu be­

grenzen (BVerfGE 28, 243). So stellt z.B. der Schutz des

Staates ein verfassungsl'echtli-ches Gebot ersten Ranges dar,

dem der Grundrechtsschutz' u.U. ''leichenmuß (BVerfGE 20, 162,
222; 30, 1, 19 f). Das Gleiche muß gelten, '''0 es unmittelbar

um den Kern des Rechtsstaats geht. Dieser ist berÜhrt, wo

Kriminelle die Freilassung von in Haft befindlichen Beschul­

digten erzwingen wollen, ~ie ihrem Strafverfahren zugefUhrt

werden sO,lle,n~.per ,Staat mull ~ur,.t\.ltffechterhaltung seiner Ord-
'_';,~ ·.~I'h.4:'~)JP.·",;·· , ,.,,'<:',,~ ...

nung unq vor~l~e~'~qm ScbutZ'~~lfie~ BUrger vor neuen Gewalt-

taten dqrcb die Freigepressten alle~ daran setzen, um solche
Erpressung:en Ztl verhindern. SOi~ett ~a zu diesem Zweck uner­

löBlich und mit dem Gebot der VerhUltnismäBigkeit vereinbar

ist, haben auch Grundrechte Einzelner in dem z\dngend gebotenen

Umfang zurUckzutreten.
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